
Kundus  Massaker  –  Das  war
Mord!
Seit  geraumer  Zeit  führt  Deutschland  wieder  Krieg.  Die  Reformen  der
Bundeswehr  ermöglichten  es  eine  Interventionsarmee  zu  schaffen,  die
weltweit  für  wirtschaftliche  Interessen  eingesetzt  werden  kann.

Einer der Einsatzorte dieser Armee ist Afghanistan, unter dem Deckmantel
der „Friedensmission“ führen westliche Mächte hier einen Krieg um Macht
und  Profit.  Vor  allem  die  Zivilbevölkerung  wird  zum  Opfer  des
imperialistischen  Krieges.  Ob  Folter  durch  Amerikanische  Soldaten  oder
Fotos  auf  denen deutsche Soldaten mit  abgetrennten Schädeln posieren,
unmenschliche Verbrechen sind an der Tagesordnung.

Besondere Aufmerksamkeit  verdienen die Geschehnisse am 4.  September
2009 am Kundus. Im deutschen Hauptquartier heißt es Terroristen haben
zwei  Tanklaster  gekapert  und  planen  nun  mit  diesen  das  Feldlager  der
Bundeswehr  anzugreifen.  Besagte  Laster  sind  allerdings  längst  stehen
geblieben und Zivilisten scharren sich um diese um an Treibstoff zu kommen.

Oberst Georg Klein sieht immer noch eine Gefahr in den Fahrzeugen und
fordert Luftunterstürzung.

Ohne Rücksicht  auf  Zivile  Verluste,  befiehlt  er  ein Bombardement.  Mehr
noch:  Auf  die Frage ob er  nun die Fahrzeuge oder die Menschenmenge
bombardiert werden sollen befiehlt er explizit auf die Menge zu zielen!

134 Menschen wurden an diesem Tag ermordet.

Doch welche Konsequenzen hatte diese nach dem humanitären Völkerrecht
als Kriegsverbrechen einzustufende Tat?

Georg  Klein  wurde  befördert.  Der  Verteidigungsminister  verteidigte  das
Bombardement als angemessen. 2010 wurden die Ermittlungen gegen Klein
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eingestellt. Die Hinterbliebenen wurden je Familie mit einer zynisch kleinen
Summe von 5000€ entschädigt.

Das Massaker war das größte Verbrechen deutscher Truppen seit 1945 und
muss auch als solches bewertet werden!

Stellt euch gegen Krieg und Militarismus, kommt am 30. Oktober alle um
10:30 zum Bonner Landgericht  in dem das Verteidigungsministerium auf
Schadensersatz verklagt wird! Setzt euch ein für:

Angemessene finanzielle Unterstürzung der Familien der Opfer!

Abzug der deutschen Truppen aus Afghanistan und allen anderen
Einsatzorten!

Die Behandlung und Verurteilung Brigadegeneral Oberst Kleins als
Kriegsverbrecher!

Ein Artikel von Flo Wasser, REVOLUTION Zülpich

Stoppt  die  israelische
Aggression gegen Gaza!
Gaza wird erneut von der israelischen Armee angegriffen. Am 14. November
startete sie die Operation „Säulen der Verteidigung“ (Pillar of Cloud) mit
einer  ganzen  Serie  von  Luftangriffen.  Seither  steigen  Rauchsäulen  aus
bombardierten Gebäuden.  Schon nach den ersten Tagen wurden bei  den
Luftangriffen 19 Menschen – davon 14 ZivilistInnen – getötet. Unter ihnen
befand sich  Ahmed Jabari,  der  militärische  Anführer  der  Hamas.  Darauf
regierten  palästinensische  KämpferInnen  mit  dem Abfeuern  von  Raketen
iranischer  und  russischer  Bauart  oder  mit  selbst  fabrizierten  Qassam-
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Raketen  und  Mörsern.  Dabei  wurden  drei  Israelis  getötet  und  die
Randbezirke von Tel Aviv, wenn auch recht harmlos getroffen – aber erstmals
seit 1991.

In derselben Nacht, als die Luftangriffe gestartet wurden, ordnete Israels
Premier Netanjahu die Mobilmachung von 30.000 ReservistInnen für einen
Bodenangriff  auf Gaza an. Infanteriebataillone wurden in Marsch gesetzt,
Panzer, Artillerie und Fahrzeuge an die Grenze verlegt.

Das alles sieht nach einer Wiederholung der Operation „Gegossenes Blei“
(Cast  Lead)  aus.  Unter diesem Namen führte Israel  2008/09 den letzten
brutalen Krieg gegen Gaza. Dabei wurden 1.400 Menschen, v.a. ZivilistInnen,
getötet  und  die  ohnedies  überaus  schlechte  Infrastruktur  des  Landes  –
Häuser, Krankenhäuser, Schulen – weitgehend zerstört. In den letzten drei
Jahren  wurden  diese  trotz  der  Blockade  zumindest  teilweise  und  unter
enormen Entbehrungen wieder aufgebaut – zweifellos ein verlockendes Ziel
für die rachsüchtige brutale Führung, die den Apartheid- und Siedlerstaat
Israel anführt.

Zweifellos gibt es aber wichtigere Ziele für den Angriff: Am 22. Januar finden
vorgezogene  Parlamentswahlen  in  Israel  statt.  Um  eine  Niederlage
angesichts eines unpopulären Austeritätsbudgets zu vermeiden, könnte ein
Krieg,  dessen  Opfer  die  PälestinenserInnen  wären,  dabei  Netanjahus
Wahlchancen erhöhen. In diesem Zusammenhang sollte niemand vergessen,
dass  auch  die  Wahlen  2009  inmitten  der  Operation  „Gegossenes  Blei“
stattfanden.

Ein anderer Grund hängt mit dem drohenden Angriff Israels auf den Iran
zusammen.  Falls  Israel  Bomber  gegen  iranische  Nuklearanlagen  und
wahrscheinlich große Teile seiner militärischen Infrastruktur schickt, möchte
es nicht, dass selbst die recht schwachen Raketen der Hamas in Tel Aviv
einschlagen könnten. Zweifellos will Netanjahu, der sich einen Wahlsieg Mitt
Romneys gewünscht hatte, auch testen, wie weit er unter Obama gehen kann
– doch dabei hat die israelische Regierung sicher wenig Grund zur Sorge.

Sicher ist in jedem Fall, dass die israelischen Angriffe keine Reaktion auf



Raketenangriffe aus Gaza sind. In Wahrheit ist das Gegenteil der Fall. Der
Bruch des Waffenstillstands zwischen Hamas und der israelischen Armee,
der seit 2009 in Kraft war, geht auf eine Serie mörderische Anschläge Israels
im September und Oktober zurück, als 57 PalästinenserInnen umkamen und
257 verletzt wurden – 209 infolge von Angriffen durch israelische Raketen,
69 durch Gewehrfeuer und 18 durch Panzerbeschuss. So wurden z.B. vier
Jugendliche beim Fußballspiel durch israelische Artilleriegranaten getötet.

Am  5.  November  wurde  ein  20jähriger  geistig  Behinderter,  Ahmad  al-
Nahabeen, erschossen, als er der Grenze zu nahe kam. Am 8. November
wurde  ein  13jähriger  beim  Spiel  vor  seinem  Haus  von  gepanzerten
Fahrzeugen der israelischen Armee umgebracht. Als Vergeltung wurden eine
Reihe Raketen abgefeuert. Aber es scheint, dass Hamas daraufhin – am 12.
November – einen Waffenstillstand angeboten hat. Darauf deuten jedenfalls
Berichte israelischer Medien hin, dass Unterhändler über eine langfristige
Feuerpause verhandelte hätten. Doch genau zu diesem Zeitpunkt begann die
Offensive.

Diese  Fakten  zeigen,  dass  Israel  –  weit  davon  entfernt,  eine  Insel  der
„Demokratie“ im Nahen Osten zu sein – in einem permanenten Kriegszustand
gegen die  palästinensische Bevölkerung und der  Aggression gegen seine
Nachbarn  existiert.  Der  zionistische  Staat  baut  nicht  nur  ständig  seine
Siedlungen in der West-Bank aus und macht damit jede Aussicht auf einen
lebensfähigen Staat in der West-Bank zu reiner Makulatur; er führt auch
immer wieder Strafexpeditionen nach Gaza durch, um all das zu zerstören,
was die 1,7 Millionen EinwohnerInnen in ihrer winzigen Enklave aufgebaut
haben.

Wie  zu  erwarten,  haben  die  USA,  Großbritannien,  Deutschland  und  die
anderen  Länder  der  EU  die  Raketenangriffe  der  PalästinenserInnen  auf
Israel verurteilt und die mörderischen Angriffe Israels gerechtfertigt – im
Namen des „Rechts, seine StaatsbürgerInnen zu verteidigen“. So erklärte der
Sprecher  des  US-Verteidigungsministeriums,  Mark  Toner:  „Es  gibt  keine
Rechtfertigung  für  die  Gewalt,  die  Hamas  und  andere  terroristische
Organisationen  gegen  das  israelische  Volk  anwenden.“



Die EU-Außenbeauftragte Catherine Ashton erklärte: „Die Raketenangriffe
der Hamas und anderer Fraktionen im Gaza, die die gegenwärtige Krise
herbeigeführt haben, sind ganz und gar unakzeptabel für jede Regierung und
müssen gestoppt werden. Israel hat das Recht, sein Bevölkerung gegen diese
Art von Angriffen zu schützen.“

Der deutsche Außenminister Guido Westerwelle sagte: „Es ist offenkundig,
dass Israel eine legitimes Recht hat, sich selbst zu verteidigten und seine
StaatsbürgerInnen  vor  Raketenangriffen  aus  dem  Gaza-Streifen  zu
schützen.“

Und  der  „Friedensgesandte“  des  sog.  Nahost-Quartetts  (USA,  UN,  EU,
Russland), Tony Blair, erklärte im Fernsehen: „Falls der Raketenbeschuss
aus Gaza, der sich gegen israelische Städte und Dörfer richtet, weitergeht,
wird die Vergeltung zunehmen. Rund eine Million Menschen (in Israel) sucht
jede Nacht Schutz. Keine Regierung, deren BürgerInnen unter diesem Druck
stehen, kann verhindern, dass sie selbst unter Druck gerät, aktiv zu werden.“

Und was ist mit den 1,7 Millionen Menschen in Gaza, die ohne Schutzräume
dastehen?  Die  kommen  in  der  Welt  des  „Bombers  von  Bagdad“  Blair
offenkundig nicht vor. Der UN-Sicherheitsrat hat eine Dringlichkeitssitzung
anberaumt,  kam  aber  zu  keiner  Entscheidung  –  zweifellos  wegen  des
westlichen Vetos gegen die leiseste Kritik am Verhalten Israels und seine
Angriffe  auf  die  eingesperrte  und gepeinigte  Bevölkerung Gazas.  Wieder
einmal  führen  die  „westlichen  Demokratien“  der  ganzen  arabischen  und
muslimischen Welt ihre bedingungslose Unterstützung für den zionistischen
Wachhund  des  Imperialismus  vor  Augen.  Nur  jemand  wie  George  Buch
konnte sich dann noch fragen, warum „hassen sie uns“?

Die  wirtschaftlichen  und  strategischen  Interessen  der  imperialistischen
Mächte  wiegen  nun  einmal  viel  mehr  als  ihre  angeblichen  Sorgen  um
Menschenrechte und Demokratie. Nachdem der zionistische Siedlerstaat als
„westlicher“ Vorposten installiert  worden war,  um die arabische Welt  zu
spalten, besser auszubeuten und zu beherrschen, war und ist natürlich auch
keine andere Haltung dieser Mächte zu erwarten.



In den imperialistischen Ländern, wo die Herrschenden alles und jede Aktion
des  zionistischen  Staates  unterstützen,  ist  es  unsere  Pflicht  als
InternationalistInnen und Anti-ImperialistInnen, gegen den brutalen Angriff
auf Gaza wie schon 2008/09 zu mobilisieren. Wir müssen uns dieser Aufgabe
stellen!  Wir  treten für  einen Boykott  aller  israelischen Institutionen und
Unternehmen ein – an den Unis, in der Industrie, im Handel.

Die  Gewerkschaften,  Studenten-  und  Jugendorganisationen,  alle
fortschrittlichen Kräfte müssen den israelischen Angriff verurteilen und ihre
eindeutige Unterstützung des palästinensischen Widerstands erklären. Wir
weisen entschieden das Argument zurück, dass Opposition zum Staat Israel
und  seiner  rassistische  Politik  der  ethnischen  Säuberung  der
PalästinenserInnen  anti-semitisch  wäre.  In  Wirklichkeit  ist  eine  klare
Unterstützung  der  Unterdrückten,  das  beste  Mittel  zu  internationalen
Solidarisierung  und  auch  eine  wichtige  Unterstützung  für
die Minderheit anti-zionistischer Kräfte in Israel selbst.

Die wichtigste und unmittelbarste Hilfe für die PalästinenserInnen könnte
jedoch aus  den Ländern kommen,  wo der  arabische Frühling Diktatoren
gestürzt hat, die Israel unterstützten. Allen voran geht es dabei um Ägypten.
Die  Tatsache,  dass  Präsident  Mursi  seinen  Premierminister  nach  Gaza
gesandt hat, zeigt, dass er unter Druck von unten steht. Die revolutionäre
Jugend  und  die  Massen,  die  mit  den  PalästinenserInnen  sympathisieren,
müssen  jedoch  mehr  fordern  als  leere,  rein  diplomatische  Gesten  –  die
Öffnung der Grenze nach Gaza, so dass Nahrungsmittel, Medizin und Waffen
die belagerte Bevölkerung zu erreichen können.

Stoppt den brutalen Angriff auf Gaza!
Für einen Boykott Israels und seiner Institutionen im Ausland durch
die Arbeiterklasse und Jugend!
Sieg dem palästinensischen Befreiungskampf!
Nieder mit dem zionistischen Apartheidstaat!

Resolution des Internationalen Sekretariats der Liga für die Fünfte
Internationale, Übernommen aus: Infomail 655, 17. November 2012


